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Vorblatt 


Doppelbesteuerungsabkommen mit Italien 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Luftfahrtunternehmen sollen nach international anerkannten 
Vertragsgrundsätzen nur in dem Staat besteuert werden, in 
dem sie ansässig sind. Das bestehende deutsch-italienische Dop- 
pelbesteuerungsabkommen berücksichtigt diesen Grundsatz 
noch nicht. 


B. Lösung 

Ergänzung des deutsch-italienischen Doppelbesteuerungsab- 
kommens zugunsten der Luftfahrtunternehmen. 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Das Minderaufkommen an Steuern fällt haushaltsmäßig nicht 
ins Gewicht. 
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Bundesrepublik Deutsdrland 

Der Bundeskanzler ^ pebruar 1970 

III/5 — 52105 — Do 3/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 17. September 1968 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Italienischen 
Republik zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung auf dem Gebiete der direkten Steuern 
bei den Unternehmungen der Luftfahrt 

nebst Begründung mit der Bitte, die Besdilußfassung des Deut- 
sdien Bundestages herbeizuführen. Der Wortlaut des Abkom- 
mens in deutscher und italienischer Sprache sowie die Denk- 
schrift zum Abkommen liegen diesem Schreiben bei. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen 
und des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 13. Februar 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 17. September 1968 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Italienischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der direkten Steuern bei den Unternehmungen der Luftfahrt 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Rom am 17. September 1968 Unterzeich- 
neten Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Italienischen Republik zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der direkten Steuern bei den Unternehmungen der 
Luftfahrt wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Soweit das Abkommen auf Grund seines Arti- 
kels 4 Abs. 3 für die Zeit vor seinem Inkrafttreten 
anzuw^enden ist, steht seiner Anwendung die Rechts- 
kraft bereits vor dem Inkrafttreten ergangener 
Steuerfestsetzungen nicht entgegen. 


(2) Soweit sich auf Grund des Artikels 4 Abs. 3 des 
Abkommens für die Zeit bis zum Beginn des Jahres, 
in dem das Abkommen in Kraft tritt, bei der jeweili- 
gen Steuerart insgesamt eine höhere Belastung er- 
gibt, als sie nach den Rechtsvorschriften vor Inkraft- 
treten des Abkommens bestand, wird der Steuer- 
mehrbetrag nidit erhoben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 4 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, weil es sich auf 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie 
auf die Gewerbesteuer und damit auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. Die Zustimmung 
des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des 
Grundgesetzes erforderlich, weil das Aufkommen 
aus den vom Abkommen betroffenen Steuern gemäß 
Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil 
den Ländern und den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen ist nach seinem Artikel 4 Abs. 3 
erstmals auf Steuern anzuwenden, die für das 
Kalenderjahr 1957 erhoben werden. Artikel 2 Abs. 1 
des Vertragsgesetzes stellt klar, daß die Rechtskraft 
von Steuerfestsetzungen für den Zeitraum zwischen 
dem 1. Januar 1957 und dem Inkrafttreten des Ab- 
kommens der Abkommensanwendung nicht ent- 
gegenstehen soll. Nach Artikel 2 Abs. 2 soll die 
Regelung des vorliegenden Abkommens nicht dazu 


führen, daß ein höherer Betrag an deutscher und 
italienischer Steuer erhoben wird, als beim gegen- 
wärtigen Rechtszustand. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Kkiusel. 

Zu Artikel 4 

Absatz 1 entspricht den Erfordernissen des Arti- 
kels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, an dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 29 Abs. 2 in Kraft tritt, 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepu- 
blik nach international weithin anerkannten Ver- 
tragsgrundsätzen im Rahmen der Gegenseitigkeit 
auf Steuern, die dem Bund, den Ländern und den 
Gemeinden zufließen. Das Minderaufkommen an 
diesen Steuern wird haushaltsmäßig nicht ins Ge- 
wicht fallen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Italienischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der direkten Steuern bei den Unternehmungen der Luftfahrt 

Accordo 

tra la Repubblica Federale di Germania e la Repubblica Italiana 
per impedire la doppia imposizione in materia di imposte dirette derivanti 


dall'esercizio di imprese 

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE ITALIENISCHE REPUBLIK 

IN DEM WUNSCHE, die Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der direkten Steuern bei den Unternehmungen 
der Luftfahrt zu vermeiden, 

HABEN FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

(1) Die Vorschriften der Artikel 4, 11 Ziffer 1 Buch- 
stabe c) und 12 Absatz 2 Buchstabe c) des Abkommens 
zwischen dem Deutschen Reiche und Italien zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung und zur Regelung an- 
derer Fragen auf dem Gebiete der direkten Steuern vom 
31. Oktober 1925 über die Besteuerung der Einkünfte aus 
dem Betrieb von Unternehmungen der Seeschiffahrt und 
von Vermögen, das aus solchen Unternehmungen besteht, 
gelten auch für die Einkünfte aus dem Betrieb von Unter- 
nehmungen der Luftfahrt und von Vermögen, das aus 
solchen Unternehmungen besteht. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Beteiligung an einem 
Pool, an einer Betriebsgemeinschaft oder an einer inter- 
nationalen Betriebsgesellschaft. 

(3) Für die Anwendung dieses Abkommens bedeutet 
der Ausdruck „Betrieb von Unternehmungen der Luft- 
fahrt" den Betrieb von Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr durch den Eigentümer oder den Mieter der 
Luftfahrzeuge und umfaßt die Charterflüge, den Verkauf 
von Flugkarten für andere Unternehmen sowie alle Tätig- 
keiten, einschließlich der Tätigkeit durch Agenturen, 
die unmittelbar mit dem Betrieb von Luftfahrzeugen 
Zusammenhängen. 

Artikel 2 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Italienischen Republik 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ab- 
kommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 3 

Dieses Abkommen bildet einen integrierenden Bestand- 
teil des in Artikel 1 aufgeführten Abkommens vom 
31. Oktober 1925. Es bleibt so lange in Kraft, bis das 
Abkommen vom 31. Oktober 1925 von einer der beiden 
Vertragsparteien gemäß Artikel 19 gekündigt wird. 

Artikel 4 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Rati- 
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem 
Tage des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft. 


della navigazione aerea 

La REPUBLICA FEDERALE DI GERMANIA 
e la 

REPUBBLICA ITALIANA 

NELL'INTENTO di impedire la doppia imposizione in 
materia di imposte dirette, derivanti dall'esercizio di 
imprese della navigazione aerea, 

HANNO CONVENUTO QUANTO SEGUE: 

Articolo 1 

1) Le norme contemplate dagli articoli 4, 11, numero 1, 
lettera c) e 12, secondo comma, lettera c) della Conven- 
zione del 31 ottobre 1925 fra l’Italia e la Germania per 
impedire le doppie imposizioni e risolvere altre questioni 
in materia di imposte dirette, concernenti le imposizioni 
sui redditi derivanti dall'esercizio di imprese della navi- 
gazione marittima e dal patrimonio costituito da tali 
imprese, trovano la loro applicazione anche ai redditi 
derivanti dall'esercizio di imprese della navigazione 
aerea, nonche al reddito del patrimonio costituito dalle 
medesime, 

2) II numero 1) del presente articolo si applica anche 
nei confronti della partecipazione ad un pool, ad un 
esercizio in comune o ad un organismo internazionale di 
esercizio. 

3) La definizione « esercizio di imprese della naviga- 
zione aerea» significa, nell'applicazione del presente Ac- 
cordo, l'esercizio attuato nel traffico aereo internazionale 
da parte di proprietari o di noleggiatori di aerei e com- 
prende i voll charter, la vendita di biglietti per voli aerei 
per conto di altre imprese, nonche ogni altra attivitä, 
inclusa l'attivitä effettuata da agenzie, sempreche sia 
direttamente connessa con l'esercizio della navigazione 
aerea. 

Articolo 2 

II presente Accordo e valido anche per il Land di Ber- 
lino, a meno che il Governo della Repubblica Federale 
di Germania non rilasci al Governo della Repubblica 
Italiana una dichiarazione contraria entro tre mesi dal- 
l'entrata in vigore del presente Accordo. 

Articolo 3 

Il presente Accordo forma parte integrante della Con- 
venzione del 31 ottobre 1925, di cui all’art. 1. Esso resterä 
in vigore sino a quando la Convenzione del 31 ottobre 
1925 non verrä denunciata da una delle due Parti con- 
traenti secondo il disposto dell'art. 19. 

Articolo 4 

1) Il presente Accordo e soggetto a ratifica; gli stru- 
menti di ratifica saranno scambiati a Bonn il piü presto 
possibile. 

2) Il presente Accordo entrerä in vigore un mese dopo 
il giorno dello scambio degli strumenti di ratifica. 
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(3) Dieses Abkommen ist audi auf die Steuern anzu- 3) II presente Accordo sarä applicato andre ai tributi 
wenden, die ab dem 1. Januar 1957 erhoben werden. dovuti dal 1 gennaio 1957. 


GESCHEHEN zu Rom am 17. September 1968 in vier FATTO a Roma il 17 settembre 1968 in quadruplice 
Urschriften, je zwei in deutscher und in italienischer originale, due in lingua tedesca e due in lingua italiana, 

Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich tutti e quattro i testi facendo ugualmente fede. 
ist. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Herwarth 


Per la Repubblica Federale di Germania 
He rwarth 


Für die Italienische Republik: 
Franco Malfatti 


Per la Repubblica Italiana 
Franco Malfatti 
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Denksdirift 


Zu Artikel 1 

Das vorliegende Abkommen ergänzt das bestehende 
deutsch-italienische Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung und zur Regelung anderer Fra- 
gen auf dem Gebiete der direkten Steuern vom 
31. Oktober 1925 (RGBL II S. 1145). Nach einem inter- 
national weithin anerkannten Vertragsgrundsatz sol- 
len Luftfahrtuntemehmungen — wie Unternehmun- 
gen der Seeschiffahrt — nur in dem Staat besteuert 
werden, in dem sie ansässig sind. Die Tatsache, daß 
diese Unternehmungen aus ihrer internationalen Ver- 
kehrstätigkeit aus dem anderen Staat Einkünfte 
beziehen oder dort Betriebsvermögen besitzen, soll 
in diesem anderen Staat nicht zur Besteuerung 
führen. 

Das deutsch-italienische Doppelbesteuerungsabkom- 
men legt die dargelegte Regelung nur für die Unter- 
nehmungen der Schiffahrt fest, während die Luft- 
fahrtunternehmungen — die zur Zeit seines Ab- 
schlusses keine wesentliche Rolle spielten — nicht 
besonders berücksichtigt wurden. Das vorliegende 
Abkommen hilft dem ab, indem es die in dem er- 


wähnten Doppelbesteuerungsabkommen enthaltene 
Regelung für die Seeschiffahrt auf die Luftfahrt- 
unternehmungen ausdehnt. 

Die dargelegte Regelung hätte nach den deutschen 
Rechtsvorschriften (§ 49 Abs. 2 EStG, § 2 Abs. 7 
GewStG und § 2 Abs. 3 VStG) durch eine Gegen- 
seitigkeitserklärung getroffen werden können. Die 
italienischen Rechtsgegebenheiten machten jedoch 
die Form eines wegen seiner Dauerbindung zu- 
stimmungsbedürftigen Vertrages notwendig. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel regelt das Verhältnis des vorliegen- 
den Abkommens zu dem deutsch-italienischen Dop- 
pelbesteuerungsabkommen vom 31. Oktober 1925 
und befaßt sich mit der Kündigung des vorliegenden 
Vertrags. 
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